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H AUPTS ATZUNG 
des Rhein-Lahn-Kreises 

vom 24. Juni 2019  
 

Der Kreistag hat aufgrund  

 

der §§ 11 b, 12, 17, 18, 20, 25, 27, 27 a, 37, 38, 41, 44, 49a der Landkreisordnung 

(LKO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 188), in der zuletzt gültigen 

Fassung und  

 

der §§ 2 und 3 der Landesverordnung zur Durchführung der Landkreisordnung (LKO 

DVO) vom 21. Februar 1974 (GVBl. S. 102), in der zuletzt gültigen Fassung und  

 

des § 8 des Landesgesetzes über das öffentliche Gesundheitswesen (ÖGdG) vom 

17. November 1995 (GVBl. S. 485), in der zuletzt gültigen Fassung und  

 

der §§ 2, 3, 4, 5, 7 und 15 der Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung 

für kommunale Ehrenämter (KOMAEVO) vom 27. November 1997 (GVBl. S. 435), in 

der zuletzt gültigen Fassung und  

 

des § 3 der Landesverordnung über Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte des öffent-

lichen Gesundheitsdienstes (EbÖGdVO) vom 27. Februar 1997 (GVBl. S. 95), in der 

zuletzt gültigen Fassung und  

 

der §§ 7, 9 und 10 der Landesverordnung über die Besoldung und  

 Dienstaufwandsentschädigung der hauptamtlichen kommunalen Wahlbeamten auf 

Zeit (Kommunal-Besoldungsverordnung -LKomBesVO-) vom 15. November 1978 

(GVBl. S. 710), in der zuletzt gültigen Fassung und  

 

der §§ 8, 10 und 11 der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung vom 12. März 1991 

(GVBl. S. 85), in der zuletzt gültigen Fassung und  

 

des § 25 des Landeskrankenhausgesetzes (LKG) vom 28. November 1986 (GVBl. S. 

342), in der zuletzt gültigen Fassung  

 

der §§ 3 bis 9 des Landesreisekostengesetzes vom 24. März 1999 (GVBl. 1999, 89) 

sowie der Landesverordnung über die Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung 

nach § 6 des Landesreisekostengesetzes vom 7. Dezember 1999 (GVBl. 1999, 444) 

in den jeweils gültigen Fassungen 

 

in seiner Sitzung am 24.06.2019 folgende Satzung  beschlossen, die hiermit öffent-

lich bekannt gemacht wird. 
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§ 1 Öffentliche Bekanntmachung  

 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises erfolgen, soweit durch eine 

Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, in mehreren Tageszeitungen. Der 

Kreistag beschließt, in welchen Zeitungen die Bekanntmachungen zu veröffentlichen 

sind. Der Beschluss des Kreistages wird in der Rhein-Lahn-Zeitung (Ausgaben RD 

und RL) und in der Nassauischen Neuen Presse bekannt gemacht. 

 

Zusätzlich erfolgen die öffentlichen Bekanntmachungen im Internet unter der Adresse 

https://www.rhein-lahn-kreis.de.  

 

(2) Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erläuterungen 

können abweichend von Abs. 1 durch Auslegung in einem Dienstgebäude der Kreis-

verwaltung zu jedermanns Einsicht während der Dienstzeit bekannt gemacht werden. 

In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Frist und Zeit der Aus-

legung spätestens am Tage vor Beginn der Auslegung durch öffentliche Bekanntma-

chung in der Form des Abs. 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt mindestens 

sieben volle Werktage. Besteht an dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Ein-

sichtnahme, so ist die Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben 

Tagen Einsicht genommen werden kann. 

 

(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist, und 

diese Rechtsvorschrift hierfür keine besonderen Bestimmungen enthält, gilt Abs. 2 

entsprechend. 

 

(4) Bei Bekanntmachungen, die nur einzelne Gemeinden betreffen, erfolgt die Veröf-

fentlichung in der Zeitung, zu deren Verbreitungsgebiet die betroffenen Gemeinden 

gehören.  

 

(5) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer Umstände 

die in der Hauptsatzung vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt 

werden, so kann in unaufschiebbaren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch 

öffentlichen Ausruf, durch Aushang (Anschlag) oder in anderer, eine ausreichende 

Unterrichtung der Einwohner gewährleistenden Form erfolgen. Die Bekanntmachung 

ist unverzüglich nach Beseitigung des Hindernisses in der vorgeschriebenen Form 

nachzuholen, wenn nicht der Inhalt der Bekanntmachung durch Zeitablauf gegen-

standslos geworden ist. 
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§ 2 Einladungsfristen 

 

(1) Zwischen Einladung und Sitzung des Kreistages müssen mindestens acht volle 

Kalendertage liegen. 

 

(2) Zwischen Einladung und Sitzung der Ausschüsse des Kreistages müssen min-

destens sechs volle Kalendertage liegen. 

 

 

§ 3 Ausschüsse des Kreistages 

 

(1) Der Kreisausschuss hat 14 Mitglieder und Stellvertreter.   

Er wird aus der Mitte des Kreistages gebildet. 

 

(2) Der Kreistag kann neben dem Kreisausschuss für bestimmte Aufgabenbereiche 

zur Vorbereitung seiner Beschlüsse oder zur abschließenden Entscheidung weitere 

Ausschüsse bilden. 

 

(3) Soweit gesetzlich nichts anderes geregelt ist, bestimmt der Kreistag die Mitglie-

derzahl der Ausschüsse durch Beschluss. Die Ausschüsse werden aus Mitgliedern 

des Kreistages und sonstigen wählbaren Kreisbürgern gebildet. Mindestens die Hälf-

te der Mitglieder eines Ausschusses soll Mitglied des Kreistages sein, soweit gesetz-

lich nichts anderes bestimmt ist; Entsprechendes gilt für die Stellvertreter der Aus-

schussmitglieder.  

 

(4) Der Kreistag bestimmt das Nähere über die Aufgaben der einzelnen Ausschüsse, 

soweit nicht bereits gesetzliche Regelungen getroffen wurden. 

 

 

§ 4 Ältestenrat  

 

Der Ältestenrat setzt sich aus den Vorsitzenden der Fraktionen und aller im Kreistag 

vertretenen Gruppen ohne Fraktionsstatus, den Kreisbeigeordneten und dem Land-

rat zusammen. Er wird in beratender Funktion vom Landrat einberufen. 

 

 

§ 5 Übertragung von Aufgaben des Kreistages auf Ausschüsse 

 

(1) Folgende Aufgaben des Kreistages werden zur Beschlussfassung dem Kreisaus-

schuss übertragen:  
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1. Die Vergabe von Aufträgen, die Gewährung von Zuschüssen, die Übertragung von 

Ermächtigungen gem. § 17 Abs. 5 Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) und 

sonstige Entscheidungen im Zusammenhang mit der Ausführung des Haushaltspla-

nes, soweit nicht ein sonstiger Ausschuss vom Kreistag damit beauftragt ist oder so-

weit nicht der Landrat kraft Gesetzes zuständig ist.  

 

2. Die Zustimmung zum Abschluss von Verträgen mit Wirkung für und gegen den 

Kreis sowie die Vergabe von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen, soweit 

haushaltsrechtlich Mittel zur Verfügung stehen und es sich nicht um ein Geschäft der 

laufenden Verwaltung handelt.  

 

3. Die Verfügung über Kreisvermögen sowie die Hingabe von Darlehen des Land-

kreises bis zu einer Wertgrenze von 100.000,- Euro, soweit es sich nicht um ein Ge-

schäft der laufenden Verwaltung handelt.  

 

4. Die Zustimmung zur Leistung erheblicher überplanmäßiger und außerplanmäßiger 

Aufwendungen/ Auszahlungen bis zu 50.000,- Euro im Einzelfall, soweit es sich nicht 

um ein Geschäft der laufenden Verwaltung handelt.  

 

5. Die Genehmigung von Verträgen des Landkreises mit dem Landrat, den Kreisbei-

geordneten und dem/der leitenden staatlichen Beamten/in bis zu einer Wertgrenze 

von 10.000,- Euro.  

 

6. Die Abgabe von Stellungnahmen zu planerischen, raumordnerischen und sonsti-

gen Angelegenheiten des Kreises, soweit nicht wegen der Bedeutung des Falles ei-

ne Entscheidung des Kreistages geboten ist.  

 

7. Die Festlegung von Richtlinien über die Art und Form der Zuschussgewährung im 

Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.  

 

8. Die Entscheidung über die Vermittlung und die Annahme von Sponsoringleistun-

gen, Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen gemäß § 58 Abs. 3 Land-

kreisordnung.  

 

9. Die Zustimmung zur Ernennung der Beamten ab dem dritten Einstiegsamt sowie 

die Entlassung von Beamten auf Probe dieser Laufbahngruppen gegen deren Willen, 

soweit nicht der Werkausschuss gemäß den Bestimmungen der Eigenbetriebs- und 

Anstaltsverordnung zuständig ist.   

 

10. Die Zustimmung zur Einstellung und Eingruppierung ab dem dritten Einstiegsamt 

vergleichbaren Beschäftigten sowie zur Kündigung gegen deren Willen, soweit nicht 

der Werkausschuss gemäß den Bestimmungen der Eigenbetriebs- und Anstaltsver-

ordnung zuständig ist.   
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11. Die Entscheidung über Anträge auf Hinausschiebung des Ruhestandsbeginns, 

soweit nicht der Werkausschuss gemäß den Bestimmungen der Eigenbetriebs- und 

Anstaltsverordnung zuständig ist. 

 

12. Die Zuständigkeiten des Kreistages nach den §§ 74, 75 Landespersonalvertre-

tungsgesetz in der jeweils gültigen Fassung.  

 

13. Die Entscheidung über die ihm durch besondere Rechtsvorschriften übertrage-

nen Angelegenheiten.  

 

(2) Dem Kreisausschuss obliegt die Vorberatung der Beschlüsse des Kreistages, 

soweit die Angelegenheit nicht in den Aufgabenbereich eines anderen Ausschusses 

fällt. Die Zuständigkeiten des Landrats und des Kreisvorstandes gemäß Landkreis-

ordnung bleiben unberührt.  

 

(3) Der Kreistag kann unter Beachtung des § 25 Abs. 2 der Landkreisordnung die 

Beschlussfassung auch über sonstige Aufgaben Ausschüssen übertragen; seine 

Rechte nach § 37 Abs. 3 der Landkreisordnung bleiben unberührt. 

 

 

§ 6 Umschreibung des Begriffs der laufenden Verwaltung 

 

Zur laufenden Verwaltung gemäß § 41 Abs. 1 S. 3 Nr. 3 Landkreisordnung zählen 

insbesondere die regelmäßig wiederkehrenden Angelegenheiten, die nach festste-

henden Grundsätzen zu erledigen sind.  

 

Nachstehende Geschäfte gehören unter Beachtung der geltenden Rechtsgrundsätze 

im Regelfall zur laufenden Verwaltung:  

 

1. Die Erfüllung gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen.  

 

2. Im Rahmen der im Haushaltsplan festgelegten Zweckbindung der Abschluss  von 

Verträgen mit Wirkung für und gegen den Kreis sowie die Vergabe von Aufträgen 

über Lieferungen und Leistungen bis zu einer Grenze von 50.000,- Euro  im Einzel-

fall, bei mehrjährigen Verträgen bis zu 50.000,- Euro je Jahr. Maßgeblich ist der Auf-

tragswert inklusive Umsatzsteuer.  

 

3. Die Verfügung über Kreisvermögen bis zu einer Grenze von 10.000,- Euro Rest-

buchwert. 

 

4. Die Zustimmung zur Leistung unerheblicher über- und außerplanmäßiger Aufwen-

dungen und Auszahlungen. Bei freiwilligen Aufwendungen und Auszahlungen gilt ein 
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Betrag von bis zu 500,- Euro, bei Pflichtaufwendungen und Pflichtauszahlungen ein 

Betrag von bis zu 10.000,- Euro als unerheblich. 

 

5. Die Aufnahme von Krediten bei Bedarf im Rahmen der in der Haushaltssatzung 

festgesetzten Höchstbeträge. Dies gilt auch für die Aufnahme von Darlehen bei Pro-

longationen und Umschuldungen von bestehenden Darlehen nach Ablauf der Zins-

bindungsfrist sowie zinsderivate Geschäfte. Der Kreisausschuss ist hierüber entspre-

chend zu informieren. 

 

 

§ 7 Kreisbeigeordnete 

 

Der Landkreis hat drei ehrenamtliche Kreisbeigeordnete. 

 

 

§ 8 Geschäftsbereiche 

 

Für die Verwaltung des Landkreises wird die Zahl der Geschäftsbereiche für den 

Landrat/die Landrätin und den/die leitende/n staatliche/n Beamten/in auf zwei festge-

setzt. 

 

 

§ 9 Aufwandsentschädigung der Mitglieder des Kreistages 

 

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen 

Aufwendungen erhalten die Kreistagsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des 

Kreistages eine Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6. 

 

(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines monatlichen Grundbetrages in 

Höhe von 40,- Euro und in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 50,- Euro. Der 

Jahresbetrag des monatlichen Grundbetrages wird um 50 % gekürzt, wenn das 

Kreistagsmitglied an mindestens der Hälfte der in diesem Jahr stattgefundenen 

Kreistagssitzungen ohne triftigen Grund nicht teilgenommen hat oder von der Teil-

nahme ausgeschlossen war; der Grund des Fehlens ist der Verwaltung mitzuteilen. 

 

(3) Neben der Aufwandsentschädigung nach Absatz 2 werden die notwendigen 

Fahrkosten für Fahrten zwischen Wohnort und Sitzungsort durch Ersatz der entstan-

denen Fahrkosten pauschal erstattet; soweit eigene Fahrzeuge benutzt werden, er-

folgt Fahrgeldvergütung nach den Sätzen für anerkannt privateigene Kraftfahrzeuge 

entsprechend den Maßgaben des Landesreisekostengesetzes.  

 

(4) Neben einer Entschädigung nach Abs. 2 wird nachgewiesener Lohnausfall in vol-

ler Höhe ersetzt; er umfasst auch die entgangenen tarifvertraglichen und freiwilligen 
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Arbeitgeberleistungen sowie den Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversi-

cherungsbeiträgen. Glaubhaft versicherter Verdienstausfall wird auf Antrag in Form 

eines Durchschnittssatzes in Höhe von 40,- Euro pro Tag ersetzt. Personen, die über 

ein Erwerbseinkommen nicht verfügen, denen aber im häuslichen Bereich ein Nach-

teil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die 

Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten einen Aus-

gleich in Höhe von 40,- Euro.  

 

(5) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Kreistagsmitglieder für Dienstrei-

sen Reisekostenvergütung nach den Regelungen des Landesreisekostengesetzes.  

 

(6) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen am gleichen Tage wird nur ein Sitzungs-

geld gewährt.  

 

(7) Den Mitgliedern des Kreistages wird auch für die Teilnahme an Sitzungen ihrer 

Fraktion, die der Vorbereitung von Sitzungen des Kreistages oder seiner Ausschüsse 

dienen, eine Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2, 3 und 6 gewährt. 

Das gilt auch für die Mitglieder von Ausschüssen des Kreistages, die nicht Kreis-

tagsmitglieder sind und aus sachlichen Erwägungen zur Erörterung bestimmter Ge-

genstände an Kreistags- oder Fraktionssitzungen i. S. d. Abs. 7 teilnehmen. 

 

(8) Die Zahl der Fraktionssitzungen, für die eine Entschädigung nach Absatz 7 ge-

währt wird, darf jährlich das Zweifache der Zahl der Kreistagssitzungen nicht über-

steigen; die Zahl der Fraktionssitzungen, für die eine Entschädigung gewährt wird, 

darf jährlich jedoch mindestens 12 betragen. 

 

(9) Die Beiträge der Fraktionen und politischen Gruppierungen für die Mitgliedschaft 

in kommunalpolitischen Vereinigungen werden auf Nachweis erstattet.  

 

 

§ 10 Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen 

 

(1) Die Mitglieder des Kreisausschusses und die Mitglieder der weiteren Ausschüsse 

des Kreistages erhalten für die Teilnahme an Ausschusssitzungen eine Entschädi-

gung in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 50,- Euro.  

 

(2) Die Mitglieder sonstiger Ausschüsse und Beiräte, zu deren Kostentragung der 

Landkreis verpflichtet ist, erhalten eine Entschädigung nach Absatz 1, soweit durch 

Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.  

 

(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 9 Abs. 3 bis 6 entsprechend. Die Ent-

schädigung für die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen richtet sich nach § 9 Abs. 

7 und 8.  
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(4) Die Beisitzerinnen und Beisitzer des Kreiswahlausschusses erhalten ein Sit-

zungsgeld in Höhe von 20,- Euro. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 9 Abs. 

3 bis 6.  

 

(5) Den vom Kreistag oder von den im Kreistag vertretenen politischen Gruppen  be-

stimmten Vertreterinnen und Vertretern wird für die Teilnahme an Sitzungen von Bei-

räten und Gremien, die nicht Ausschüsse und Beiräte des Kreistages sind, die not-

wendigen Fahrkosten für Fahrten zwischen Wohnort und Sitzungsort im Sinne des § 

9 Absatz 3 erstattet. 

 

 

§ 11 Entschädigung für Mitglieder des Beirates für Migration und Integration 

 

(1) Die Mitglieder des Beirats für Migration und Integration erhalten für die Teilnahme 

an Sitzungen des Beirats eine Aufwandsentschädigung in Form eines Sitzungsgel-

des nach § 9 Abs. 2; Gleiches gilt für die von den Kreistagsfraktionen in den Beirat 

berufenen Mitglieder.  

 

(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 9 Abs. 3 bis 6 entsprechend. 

 

(3) Der/die Vorsitzende des Beirats für Migration und Integration erhält zusätzlich 

eine besondere Entschädigung in Höhe von 50,- Euro monatlich. 

 

 

§ 12 Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen Kreisbeigeordneten 

 

(1) Der/die ehrenamtliche Kreisbeigeordnete erhält für den Fall der Vertretung des 

Landrats eine Aufwandsentschädigung in Höhe des Höchstsatzes nach der Landes-

verordnung über die Aufwandsentschädigung für kommunale Ehrenämter (KomA-

EVO) in der jeweils geltenden Fassung. Die Aufwandsentschädigung wird für jeden 

Tag der Vertretung in Form eines Dreißigstels des Monatsbetrages berechnet. 

  

(2) Ehrenamtliche Kreisbeigeordnete ohne Geschäftsbereich, die nicht Kreistagsmit-

glied sind und denen auch keine Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 gewährt 

wird, erhalten eine Aufwandsentschädigung nach § 9 Abs. 2 Satz 1 in Form eines 

monatlichen Grundbetrages und eines Sitzungsgeldes für die Teilnahme an den Sit-

zungen des Kreistages und der Ausschüsse. Das Gleiche gilt, wenn ehrenamtliche 

Kreisbeigeordnete an Sitzungen des Kreisvorstandes, an Besprechungen mit dem 

Landrat (§ 41 Abs. 3 LKO), an Ältestenratssitzungen oder an Fraktionssitzungen teil-

nehmen und ihnen hierfür keine Aufwandsentschädigung als Mitglied des Kreistages 

oder nach Absatz 1 gewährt wird. Im Übrigen gilt § 9 Abs. 6 entsprechend. 
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(3) Ehrenamtliche Kreisbeigeordnete, denen gemäß § 44 Abs. 2 Satz 6 LKO die Ver-

tretung des Landkreises bei Veranstaltungen übertragen ist, wird eine Aufwandsent-

schädigung in Höhe des Sitzungsgeldes nach § 9 Abs. 2 gewährt. 

Bei der Teilnahme an mehreren Veranstaltungen an einem Tag darf die Höhe dieser 

Aufwandsentschädigungen ein Dreißigstel des Monatsbetrages nach Abs. 1 nicht 

übersteigen.  

 

(4) Die nach den Absätzen 2 und 3 gewährten Aufwandsentschädigungen dürfen in 

der Summe pro Tag ein Dreißigstel des Monatsbetrages nach Abs. 1 nicht überstei-

gen. 

 

(5) Für Dienstreisen erhält der/die ehrenamtliche Kreisbeigeordnete Reisekostenver-

gütung nach den Regelungen des Landesreisekostengesetzes. 

 

(6) Die Fahrkosten für Fahrten zwischen Wohnort und Dienstort sind nach Maßgabe 

des Landesreisekostengesetzes  in der jeweils geltenden Fassung zu erstatten; so-

weit eigene Fahrzeuge benutzt werden, erfolgt die Fahrkostenerstattung nach den 

Sätzen für anerkannte privateigene Kraftfahrzeuge. 

 

 

§ 13 Dienstaufwandsentschädigung des Landrats 

 

Der Landrat erhält eine Dienstaufwandsentschädigung in Höhe des Höchstsatzes 

nach der Landeskommunalbesoldungsverordnung (LKomBesVO) in der jeweils gel-

tenden Fassung. 

 

 

§ 14 Aufwandsentschädigung für Feuerwehr- und Katastrophenschutz 

 

(1)  Der Kreisfeuerwehrinspekteur ist hauptamtlich tätig und hat zwei Stellvertreter, 

die jeweils einen Teil der Aufgaben des Kreisfeuerwehrinspekteurs regelmäßig wahr-

nehmen. Sie erhalten hierfür eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe der 

Hälfte der Summe, die sich zusammensetzt aus 

 

a)  dem Grundbetrag in Höhe der für den Kreisfeuerwehrinspekteur in § 8 der Feuer-

wehr-Entschädigungsverordnung ausgewiesenen Mindestsatzes zuzüglich 

 

b)   des dort vorgesehenen Zuschlags für jede im Kreisgebiet aufgestellte örtliche 

Feuerwehreinheit und Werkfeuerwehr 

 

Im Fall der vollen Vertretung des Kreisfeuerwehrinspekteurs wird für jeden Tag der 

Vertretung ein Dreißigstel der Summe aus a) und b) gewährt. Hierauf ist die monatli-

che Aufwandsentschädigung nach Satz 2 anzurechnen. 



Hauptsatzung   0.1 
des Rhein-Lahn-Kreises 

 

 
Stand 24. Juni 2019   Seite 11 

 

 

(2) Der Kreisjugendfeuerwehrwart erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in 

Höhe von 80,- Euro zuzüglich des dort vorgesehenen Zuschlags für jede im Kreisge-

biet aufgestellte Jugendfeuerwehreinheit. 

 

(3) Die Kreisausbilder erhalten eine Aufwandsentschädigung je Ausbildungsstunde in 

Höhe des in der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung ausgewiesenen Satzes. 

 

(4) Der Zugführer und der stellvertretende Zugführer des Gefahrstoffzuges erhalten 

jeweils eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe des in der Feuerwehr-

Entschädigungsverordnung ausgewiesenen Höchstsatzes. 

 

(5) Die Führer der Teileinheiten des Gefahrstoffzuges erhalten eine Aufwandsent-

schädigung in Höhe des Mindestsatzes nach § 10 Abs. 2 und 3 i. V. m. § 8 Abs. 2 

der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung. 

 

(6) Die ehrenamtlichen Gerätewarte für die Chemikalien-Schutzanzugwerkstatt erhal-

ten eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe des anteiligen Höchstbetrages 

nach § 11 Abs. 4 der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung.  

 

(7) Der Feuerwehrangehörige für die Alarm- und Einsatzplanung einschließlich der 

Bedienung, Wartung und Pflege der Informations- und Kommunikationsmittel des 

Gefahrstoffzuges erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe des Mit-

telwertes der jeweils in der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung für diese Funktion 

ausgewiesenen Mindest- und Höchstsätze. 

 

(8) Der Feuerwehrangehörige für die Bedienung, Wartung und Pflege der Informa-

tions- und Kommunikationsmittel der sonstigen Katastrophenschutzeinheiten erhält 

eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe des Mittelwertes der jeweils in der 

Feuerwehr-Entschädigungsverordnung für diese Funktion ausgewiesenen Mindest- 

und Höchstsätze. 

 

(9) Die Leitenden Notärzte (LNA) erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung 

in Höhe von 125,- Euro für den Leiter der LNA-Gruppe beträgt sie 150,-Euro Einsätze 

werden darüber hinaus mit einem Stundensatz in Höhe von 30,89 Euro abgegolten. 

 

(10) Die Organisatorischen Leiter erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung 

in Höhe von 125,- Euro 

 

(11) Der Verdienstausfall von selbstständig Tätigen im Rahmen von Einsätzen und 

Übungen wird mit einem pauschalen Stundensatz von 25,- Euro abgegolten. 
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(12) Der Sachbearbeiter S6 Information und Kommunikationsplanung der Techni-

schen Einsatzleitung erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe des 

Mittelwertes der jeweils in der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung für diese Funk-

tion ausgewiesenen Mindest- und Höchstsätze. 

 

(13) Der stellvertretende Sachbearbeiter S6 Information und Kommunikationsplanung 

der Technischen Einsatzleitung erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in 

Höhe der Hälfte des Mittelwertes der jeweils in der Feuerwehr-

Entschädigungsverordnung für diese Funktion ausgewiesenen Mindest- und 

Höchstsätze. 

 

 

§ 15 Aufwandsentschädigung für den/die Kreisjagdmeister/in 

 

(1) Zur Abgeltung der mit der Wahrnehmung des Ehrenamts verbundenen notwendi-

gen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwendungen erhält die Kreis-

jagdmeisterin oder der Kreisjagdmeister monatlich im Voraus eine Aufwandsent-

schädigung in Höhe von 300,- Euro  

 

(2) Neben der Aufwandsentschädigung erhält die Kreisjagdmeisterin oder der Kreis-

jagdmeister für Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des 

Landesreisekostengesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

 

 

§ 16 Aufwandsentschädigung der Patientenfürsprecher/innen 

 

Patientenfürsprecher/innen erhalten als Ersatz für bare Auslagen eine Entschädi-

gung in Höhe von monatlich 55,- Euro. 

 

 

§ 17 Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamte/innen im öffentlichen Gesund-

heitsdienst 

 

(1) Die Ehrenbeamte/innen im öffentlichen Gesundheitsdienst erhalten für sonstige 

Auslagen eine Aufwandsentschädigung auf der Grundlage des § 3 Abs. 2 S. 2 der 

Landesverordnung über Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte des öffentlichen Ge-

sundheitsdienstes in Höhe von stündlich 45,- Euro. 

 

(2) Die Ehrenbeamten/innen erhalten Fahrkostenerstattung nach den Bestimmungen 

des Landesreisekostengesetzes. 
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§ 18 Aufwandsentschädigung für den/die Leiter/in des Kreismedienzentrums 

 

(1) Der/Die Leiter/in des Kreismedienzentrums des Rhein-Lahn-Kreises sowie der/die 

stellvertretenden Leiter/in erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung.  

 

(2) Der Gesamtbetrag der für die Leitung des Kreismedienzentrums zu zahlenden 

Aufwandsentschädigung beträgt maximal 210,- Euro. Er wird entsprechend der je-

weils für die Tätigkeit bei dem Kreismedienzentrum erbrachten durchschnittlichen 

Wochenstundenzahl aufgeteilt.  

 

(3) Die Aufwandsentschädigung ist jeweils monatlich im Voraus zu zahlen. 

 

 

§ 19 Erstattung von Barauslagen, Fahrtkosten und Zahlung einer Verpfle-

gungspauschale für den kommunalen Beauftragten für Menschen mit Behinde-

rungen für den Rhein-Lahn-Kreis 

 

(1) Der Beauftragte für Menschen mit Behinderungen arbeitet ehrenamtlich und  er-

hält Ersatz für die im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit erforderlichen  Barausla-

gen sowie Fahrtkostenersatz in entsprechender Anwendung des  Landesreisekos-

tengesetzes (LRKG).  

 

(2)  Anstelle einer monatlichen Aufwandspauschale erhält der Beauftragte, wenn  er 

in Erfüllung seiner Aufgaben mindestens fünf Stunden von seinem Wohnort  abwe-

send ist, eine Verpflegungspauschale in Höhe der Hälfte des Tagegeldes nach § 7 

Abs. 1 S. 1 LRGK. Bei einer Abwesenheit von mindestens 12 bis 24 Stunden wird 

eine Verpflegungspauschale in voller Höhe des Tagegel- des nach § 7 Abs. 1 S. 1 

LRGK gewährt. Weitere Aufwandsentschädigungen werden nicht gewährt. 

 

 

§ 20 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft; gleich-

zeitig treten die Hauptsatzung des Rhein-Lahn-Kreises vom 01. Juli 2014 in der Fas-

sung vom 12.12.2016 sowie alle Satzungen und sonstigen Beschlüsse, die gleiche 

oder entgegenstehende Regelungen enthalten, außer Kraft. 

 

Bad Ems, den 24.06.2019 

 

gez. 

 

Frank Puchtler 

Landrat 


